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Vorlage
Federführende Dienststelle:
FB 56 - Fachbereich Wohnen, Soziales und Integration
Beteiligte Dienststelle/n:
FB 01 - Fachbereich Bürger*innendialog und 
Verwaltungsleitung

Vorlage-Nr:

Status:

Datum:
Verfasser/in:

FB 56/0081/WP18

öffentlich

10.06.2021
FB 56/100

Politische Partizipation von Menschen mit Behinderung - Ratsantrag 
Nr. 128/18 der SPD-Fraktion vom 11.05.2021
 Ziele: Klimarelevanz:

Keine

Beratungsfolge:

Datum Gremium       Zuständigkeit
24.06.2021 Ausschuss für Soziales, Integration und Demographie Kenntnisnahme

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Soziales, Integration und Demographie nimmt die Ausführungen der Verwaltung 

zur Kenntnis

Prof. Dr. Sicking

(Beigeordneter)
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Finanzielle Auswirkungen

JA NEIN

x

Investive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Gesamt-

bedarf (alt)

Gesamt-

bedarf 

(neu)

Einzahlungen 0 0 0 0 0 0

Auszahlungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /

- Verschlechterung
0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

konsumtive 
Auswirkungen

Ansatz

20xx

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx

Ansatz 

20xx ff.

Fortgeschrieb

ener Ansatz 

20xx ff.

Folge-

kosten (alt)

Folge-

kosten 

(neu)

Ertrag 0 0 0 0 0 0

Personal-/

Sachaufwand
0 0 0 0 0 0

Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

Ergebnis 0 0 0 0 0 0

+ Verbesserung /
- Verschlechterung

0 0

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Deckung ist gegeben/ keine 

ausreichende Deckung 

vorhanden

Weitere Erläuterungen (bei Bedarf):

2 von 7 in Zusammenstellung



Vorlage FB 56/0081/WP18 der Stadt Aachen                                                            Ausdruck vom: 10.06.2021 Seite: 3/5

Klimarelevanz
Bedeutung der Maßnahme für den Klimaschutz/Bedeutung der Maßnahme für die 
Klimafolgenanpassung (in den freien Feldern ankreuzen)
Zur Relevanz der Maßnahme für den Klimaschutz

Die Maßnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

x

Der Effekt auf die CO2-Emissionen ist:

gering mittel groß nicht ermittelbar

x

Zur Relevanz der Maßnahme für die Klimafolgenanpassung

Die Maßnahme hat folgende Relevanz:

keine positiv negativ nicht eindeutig

x

Größenordnung der Effekte

Wenn quantitative Auswirkungen ermittelbar sind, sind die Felder entsprechend anzukreuzen.

Die CO2-Einsparung durch die Maßnahme ist (bei positiven Maßnahmen):

gering  unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels)

mittel  80 t bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels)

groß  mehr als 770 t / Jahr  (über 1% des jährl. Einsparziels)

Die Erhöhung der CO2-Emissionen durch die Maßnahme ist (bei negativen Maßnahmen):

gering  unter 80 t / Jahr (0,1% des jährl. Einsparziels)

mittel  80 bis ca. 770 t / Jahr (0,1% bis 1% des jährl. Einsparziels)

groß  mehr als 770 t / Jahr (über 1% des jährl. Einsparziels)

Eine Kompensation der zusätzlich entstehenden CO2-Emissionen erfolgt:

 vollständig

 überwiegend (50% - 99%)

 teilweise (1% - 49 %)
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nicht

nicht bekannt
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Erläuterungen:

Die Zielsetzung, mehr politische Partizipation von Menschen mit Behinderung zu ermöglichen, wird 

bei der Stadt Aachen bereits seit der vergangenen Wahlperiode verfolgt. Die Fachverwaltung 

unterstützt ausdrücklich die Überlegung, dazu Vertreter*innen von Menschen mit Behinderung als 

sachkundige Bürger*innen in die Fachausschüsse des Rates zu entsenden.

Aufgrund der Tatsache, dass parallel von verschiedenen Interessenvertretungen/Gremien (Menschen 

mit Behinderung, Seniorenrat, Integrationsrat, …) gleich oder zumindest ähnlich gelagerte 

Bestrebungen nach erweiterten Beteiligungsmöglichkeiten vorlagen (und weiterhin vorliegen), wurde 

in der zurückliegenden Wahlperiode entschieden, den kommenden Rat selbst darüber beschließen zu 

lassen, in welcher konkreten Form und Ausprägung er den genannten Interessengruppen künftig die 

politische Partizipation ermöglichen möchte.

Dezernat I ist mit der Erarbeitung eines entsprechenden Änderungsvorschlags befasst. Durch die 

gemeinsam zu betrachtenden Anliegen der verschiedenen Interessenvertretungen/Gremien liegt indes 

bereits dem Grunde nach eine hohe Komplexität der Angelegenheit vor. Es sind zudem aus 

verschiedenen Veranlassungen umfangreiche Novellierungen verschiedener Regelwerke/Satzungen 

(Hauptsatzung, Zuständigkeitsordnung, Geschäftsordnung) zu erarbeiten. Aufgrund der zwischen 

diesen bestehenden Zusammenhänge und Abhängigkeiten können diese Novellierungen nur 

gemeinsam in einem Gesamtkontext und nicht lediglich partiell erfolgen. Entsprechend hoch ist der 

Abstimmungsbedarf sowohl innerhalb der Verwaltung als auch mit der Politik. 

In der Sache stehen aktuell weitere Gespräche des Dezernats I mit dem Fachbereich Recht und 

Versicherung bevor. Es handelt sich insoweit um einen noch laufenden Prozess.

Die Verwaltung schlägt vor, in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Soziales, Integration und 

Demographie am 30.09.2021 erneut Bericht zu erstatten.

Anlage/n:
Ratsantrag Nr.128/18 der SPD-Fraktion vom 11.05.2021
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SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS
FRAKTION IM RAT DER STADT AACHEN

Frau
Oberbürgermeisterin 
Sibylle Keupen 
Rathaus 
52058 Aachen

Eingang bei FB 01

1 !■ Mai 2021

A/V AlgjAg

11.05.2021

Ratsantrag - SPD AT 73/21
Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern der 
Menschen mit Behinderung an der Beratung in den 
Fachausschüssen

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,

die SPD-Fraktion beantragt, im zuständigen Fachausschuss und gegebenenfalls 

im Rat folgenden Beschluss zu fassen:

Die Arbeitsgemeinschaft Behindertenhilfe Aachen entsendet jeweils einem 

sachkundigem Einwohnerin in die Ausschüsse des Rates.

Begründung:

Die UN-Behindertenrechtskonvention aus dem Jahre 2009 sieht die volle und 

wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und die Einbeziehung in die Gesellschaft 

von Menschen mit Behinderung vor (§ 3 Allgemeine Grundsätze, Abs. c). Im § 29 

„Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben" garantieren die 

Vertragsstaaten Menschen mit Behinderungen die politischen Rechte sowie die 

Möglichkeit, diese gleichberechtigt mit anderen zu genießen, und verpflichten 

sich, a) sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit 

anderen wirksam und umfassend am politischen und öffentlichen Leben 

teilhäben können, sei es unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter oder 

Vertreterinnen. Des Weiteren verpflichten sie sich b), aktiv ein Umfeld zu 

fördern, in dem Menschen mit Behinderungen ohne

FRAKTIONSVORSITZENDER 
Michael Servos

Ihre Ansprechpartnerin:

Daniela Parting 
Fraktionsgeschäftsführerin

Telefon:
0241-432 7215 
E-Mail:
daniela.parting@mail.aachen.de

Geschäftszeiten:

Montag bis Donnerstag:
08:30 bis 17.00 Uhr 
Freitag:
08:30 bis 14 Uhr 

Anschrift:

Verwaltungsgebäude Katschhof 
Johannes-Paul-Il.-Str. 1 
52062 Aachen

Kontakt:

Telefon 0241 • 432 72 15 
Fax 0241 • 499 44 
E-Mail:
spd.fraktion@mail.aachen.de 
Internet:
www.spd-aachen.de

Bankverbindung:

IBAN:
DE36390500000000199562
BIG:
AACSDE33
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SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS
FRAKTION IM RAT DER STADT AACHEN

Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend an 

der Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten mitwirken können, und ihre 

Mitwirkung an den öffentlichen Angelegenheiten zu begünstigen.

Auch das Inklusionsgrundsätzegesetz, der rote Faden für die Inklusion in NRW 

(vom 14.06.2016), besagt, dass die öffentlichen Träger mit Verbänden und 

Organisationen der Menschen mit Behinderung enge Konsultationen führen 

und sie aktiv einbeziehen sollen bei bspw. Entscheidungsprozessen, die 

Menschen mit Behinderungen betreffen.

Gemäß der Gemeindeordnung des Landes Nordrheinwestfalen (§ 58.3 sowie 

§58.4 GO NRW) können Ausschüsse Vertreterinnen derjenigen 

Bevölkerungsgruppen, die von den Entscheidungen der Ausschüsse vorwiegend 

betroffen sind, zu Beratungen hinzuziehen. Dabei werden in der Stadt Aachen 

Menschen mit Behinderung bisher noch nicht angemessen berücksichtigt.

Zur Verwirklichung einer umfassenden und aktiven Teilhabe von Menschen mit 

Behinderung am politischen Leben und zur Vertretung der Interessen der 

Einwohnerinnen und Einwohner mit Behinderung in den Ausschüssen des Rates 

der Stadt Aachen ist die Bestellung von sachkundigen Bürgerinnen und Bürgern 

durch die Arbeitsgemeinschaft Behindertenhilfe Aachen sinnvoll.

Mit freundlichen Grüßen

Michael Servos 
Fraktionsvorsitzender

Nathalie Koentges 
sozialpol. Sprecherin
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